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Antrag des Ausschusses: 


Der Bundestag wolle beschließen : 

Der vom Bundestag in seiner 91. Sitzung vom 13. Oktober 1950 
angenommene Entwurf eines Gesetzes über die Selbstverwaltung 
und über Änderungen von Vorschriften auf dem Gebiet der 
Sozialversicherung wird wie folgt geändert: 

1. a) Die in § 14 Absatz 2 bestimmte Neufassung des § 245 

Absatz 1 der Reichsversicherungsordnung wird dahin geändert, 
daß jeweils an Stelle des Wortes „dreihundert” das Wort 
„vierhundertundfünfzig” und an Stelle des Wortes „einhundert” 
das Wort „einhundertundfünfzig” tritt. 

b) Die in § 14 Absatz 3 bestimmte Neufassung des § 250 Ab- 
satz 1 der Reichsversicherungsordnung wird dahin geändert, 
daß an Stelle des Wortes „dreihundert” das Wort „vierhun- 
dertund fünfzig” tritt. 

2. § 18 Absatz 3 erhält folgende neue Ziffer 1 : 

„1. der Artikel 2 § 2 und die Artikel 6 und 7 in Abschnitt II 

des Gesetzes über den Aufbau der Sozialversicherung vom 
5. Juli 1934 (RGBl. I S. 577) 

die seitherigen Ziffern 1 bis 11 werden Ziffern 2 bis 12. 

3. § 18 Absatz 4 Ziffer 3 erhält im ersten Absatz folgende Fassung: 

„3. die nach dem 7. Mai 1945 in den Ländern Bremen und 

Niedersachsen über die Vorschriften der Reichsversicherungs- 
ordnung hinaus eingeführten Beschränkungen in der Zuge- 
hörigkeit zu den Trägern der Krankenversicherung.” 
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4. § 18 Absatz 4 Ziffer 3 erhält im zweiten Absatz folgende neue 
Fassung : 

„Wird ein nach dem 7. Mai 1945 geschlossener Versieherungsträger 
binnen 6 Monaten nach Erlaß dieses Gesetzes wiedererrichtet, 
so findet eine Auseinandersetzung zwischen diesem und der Kasse, 
die von dem geschlossenen Versicherungsträger bewegliche oder 
unbewegliche Sachen oder Anteile an der Gemeinschaftsrücklage 
bei Landesversicherungsanstalten übernommen hat, nach den 
§§ 812 ff. des Bürgerlichen Gesetzbuches statt. 

Bei der Auseinandersetzung ist auszugehen von der Zahl der Mit- 
glieder des geschlossenen Versicherungsträgers im Zeitpunkt des 
Vermögensübergangs und der Zahl derjenigen seiner ehemaligen 
Mitglieder, die bei der Kasse verblieben sind. 

Das bei der Kasse noch vorhandene Vermögen des geschlossenen 
Versicherungsträgers ist nach seinerWiedererrichtung zwischen ihm 
und der Kasse mit dem Ziel zu teilen, daß auf die bei der Kasse 
verbleibenden Mitglieder des Versicherungsträgers ein ihrer Zahl 
entsprechender Anteil entfällt. 

Kommt eine Einigung nicht zustande, so entscheidet ein Schieds- 
gericht endgültig, dessen Vorsitzenden der Bundesarbeitsminister 
bestellt und zu dem jede Partei einen Beisitzer entsendet.“ 

5. § 18 Absatz 4 Ziffer 5 entfällt.” 


Bonn, den 17. November 1950 


Der Vermittlungsausschuß 

Kopf Dr. Grieser 

Stellvertretender Vorsitzender Berichterstatter 



